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Viel wird geredet über die Integration von
Migranten, aber kaum einer sagt, was ge-
meint ist oder wer eigentlich in was integ-
riert werden soll. Problematisiert wird vor
allem die Integration von Menschen musli-
mischen Glaubens. Das betrifft nur etwa ein
Viertel der Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Deutschland. Die Muslime in
Deutschland (insgesamt gut vier Millionen
oder 5 % der Bevölkerung) sollen sich in-
tegrieren – aber in was? In die jüdisch-
christlich-abendländische Kultur? In die
rechtsstaatliche bundesrepublikanische Ge-
sellschaft? In die deutsche Leitkultur? Oder
in den Arbeitsmarkt und in die Sprachge-
meinschaft?

Betrachtet man die Integrationsdebatte
über den Sarrazinschen Skandal-Horizont
hinaus, dann ist Integration ein Problem
nicht nur im Fall von Menschen muslimi-
schen Glaubens, sondern es betrifft alle
Menschen mit Migrationshintergrund und
es betrifft zunehmend ebenso die her-
kunftsdeutsche Bevölkerung. Im letzteren
Fall verläuft die Debatte allerdings unter
umgekehrten Vorzeichen: als Desintegra-

tion, als Verlust einer vormaligen Integra-
tion. Hier wird Politik- und Staatsverdros-
senheit, der Verlust von Vertrauen,Werten,
Rechtsbewusstsein und Moral und der
Verfall der Ethik ebenso thematisiert, wie
die zunehmend soziale und ökonomische
Ausgrenzung eines größer werdenden
Teils der Bevölkerung – kurz, hier geht es
um die Frage nach der gemeinsamen Iden-
tität der Deutschen.

Es sind so zwei unterschiedliche Integ-
rationsprozesse,mit denen wir konfrontiert
sind. Im Falle der Herkunftsdeutschen lau-
tet die Gegenüberstellung Integration –
Desintegration, beschreibt also eine Ver-
fallsproblematik. Bei der Integration von
Menschen mit Migrationshintergrund hat
man es mit Integration in der Folge von Zu-
wanderung zu tun, also mit einer Plurali-
sierung oder Differenzierung der Gesell-
schaft, die durch die Einbindung neuer Teile
in ein komplexeres Ganzes entsteht. In bei-
den Fällen ist Integration in heterogenen
Gesellschaften kein einmaliger Vorgang,
sondern Integration ist immer ein perma-
nenter Prozess.

Während sich gegenwärtig ein Teil der
herkunftsdeutschen Bevölkerung zuneh-
mend desintegriert, sich bestehenden Nor-
men und Werten entbindet, fordern wir zu-
gleich von den Migranten, dass sie sich in
diese Gesellschaft und ihr Wertesystem in-
tegrieren.Was die einen nicht mehr zu bin-
den vermag, soll integrative Kraft für an-
dere haben – das ist paradox.
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Das Thema Integration wird oftmals eindimensional aus dem Blickwinkel der
religiösen Zugehörigkeit betrachtet. Aber die Integration von Migranten und
Herkunftsdeutschen ist keine Frage der Religion, sondern der Teilhabe.
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Was, so lautet die zentrale Frage, ist der
Kitt, der unsere Gesellschaft zusammen-
hält, was kennzeichnet die deutsche Gesell-
schaft als identitätsstiftende Gemeinschaft,
in die Menschen deutscher Herkunft, und
Menschen mit Migrationshintergrund glei-
chermaßen permanent und stabil integriert
werden können.

Die Integrationsproblematik bietet ei-
nen Anlass und sollte als Möglichkeit ge-
nutzt werden, die gemeinsame Identität ei-
ner kulturell pluralen, multiethnischen Ge-
sellschaft zu thematisieren.

Eine Frage der Zugehörigkeit

Die Mechanismen der Integration sind bei
Herkunftsdeutschen und bei Menschen mit
Migrationshintergrund im wesentlichen
die selben. Integration erfordert Teilhabe –
im ganz wörtlichen Sinn. Man muss etwas
teilen: in der Vergangenheit, in der Gegen-
wart oder in der Zukunft. Es bedarf geteil-
ter Erfahrungen und Aktivitäten, geteilter
Ziele, Vorstellungen und Ideen, um zusam-
men zu gehören. Integration ist nur in den
Bereichen möglich, in denen Teilhabe ge-
währt wird.

Teilhabe ist auf dem Arbeitsmarkt mög-
lich oder an der Sprachgemeinschaft, auch
die Staatszugehörigkeit stellt eine Form der
Teilhabe dar. Solche Teilhabe ermöglicht
die Integration in den Arbeitsmarkt, in die
Sprachgemeinschaft oder in den National-
staat. Hier handelt es sich aber lediglich um
funktionale Integration, die aus alltags-
praktischer Notwendigkeit entsteht und in
gewisser Hinsicht passiv und ohne innere,
affektive Beteiligung möglich ist. Solche
Zugehörigkeit lässt sich von außen feststel-
len, sie bedarf keiner inneren Zustimmung
oder Beteiligung der Akteure. Selbst eine
kritische,negative oder gar ablehnende Hal-
tung, beispielsweise gegenüber den Mecha-
nismen kapitalistischer Arbeitsmärkte, ver-
hindert nicht die Teilhabe am und die In-
tegration in den Arbeitsmarkt. Eine solche

funktionale Integration überträgt sich nicht
automatisch auf andere gesellschaftliche
Bereiche.

Die affektive Integration hingegen be-
schreibt eine innere Verbundenheit und
gefühlsmäßige Zugehörigkeit. Fühlt man
sich persönlich betroffen, weil jemand ei-
ne diskriminierende Äußerung gegenüber
Deutschland gemacht hat, dann ist das ein
Affekt, der aufgrund affektiver Integration
entsteht, der gefühlsmäßigen Verbunden-
heit mit dem Ganzen. Die affektive Integra-
tion ist daher auch maßgeblich für die eige-
ne Identität. Und dafür braucht es Zustim-
mung und Identifikation mit gemeinsamen
Zielen und Werten. Und mehr noch: Man
muss das Gemeinsame schätzen. Man iden-
tifiziert sich nicht mit Dingen und Werten
die man nicht schätzt.

Funktionale Integration kann gefordert
und in gewissen Grenzen erzwungen wer-
den, sie ersetzt aber nicht die affektive In-
tegration. Gegenwärtig wird von Migran-
ten vor allem Sprachkompetenz und Enga-
gement am Arbeitsmarkt gefordert, also ei-
ne bessere funktionale Integration. Eine
stabile Integration fordert aber darüber
hinaus eine subjektive Identifikation mit
dem jeweiligen Ganzen und das Gefühl der
Zugehörigkeit.

Im Unterschied zur Assimilation, der
individuellen Anpassung an die bestehen-
den Umgebungsbedingungen, ist Integra-
tion immer ein institutioneller oder kollek-
tiver Prozess. Ein Einzelner kann sich nicht
integrieren unabhängig von der Gruppe, in
der er lebt und in die er integriert werden
soll.Wenn die Gemeinschaft die Integration
verweigert, ist der Einzelne machtlos – bei-
spielsweise im Falle der Juden in Deutsch-
land am Beginn des letzten Jahrhunderts.

Fehlende Teilhabe an der Mehrheits-
kultur führt zu Parallelgesellschaften und
Ghettoisierung, in denen die Ausgegrenzten
ihre spezifische Gruppenkultur und -tradi-
tion pflegen. Solche in sich geschlossenen
Lebenskulturen assimilieren sich nicht, sie
gleichen sich nicht der Kultur und Lebens-
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weise ihrer Umgebung an. Eine Anpassung
nach außen findet aufgrund der Binnen-
integration in die eigene Kultur nicht statt.
Der Alltag erzwingt keine Teilhabe und kei-
ne Integration in die umgebende Gesell-
schaft. Es entsteht eine neue Abgrenzungs-
identität, häufig mit Bezug auf Religion
oder Herkunft, die es vorher so nicht gab.

Zwang und Druck zur Integration und
Assimilation auf separierte Gruppen wir-
ken dann kontraproduktiv – weil sie die
Integration in die Gemeinschaft der Ausge-
grenzten befördern und das Gegenteil von
dem bewirken, was sie erreichen wollen.

Assimilation – die oftmals unter dem
Begriff der Integration von den Migranten
gefordert wird – ist so nicht möglich. Funk-
tionale Integration ist weitgehend abhängig
von den Bedingungen der aufnehmenden
Gesellschaft, hat aber in ihrem beschränk-
ten Rahmen Aussicht auf Erfolg. Die we-
sentlichen Probleme der Integration liegen
aber im Bereich affektiver Integration: feh-
lende Identifikation mit dem Wertesystem
der bundesdeutschen Gesellschaft, kaum
reziproke Erfahrungen der Zugehörigkeit,
Ausweichen in andere Werte- und Glau-
benssysteme, Religionen und Identitäten.
Auch bei den Herkunftsdeutschen zeigt sich
die Desintegration vor allem bei der affekti-
ven Integration, also bei der Einbindung in
die Wertegemeinschaft und bei der kollek-
tiven Identität.

Die Integration von
Herkunftsdeutschen 

Die Integration der herkunftsdeutschen
Mehrheit in das bundesrepublikanische
Nachkriegs- und Nachwende-Deutschland
erfolgte vor allem durch funktionale In-
tegration und war in West-Deutschland wie
in Ost-Deutschland ökonomisch begrün-
det. Man identifizierte sich mit der Ge-
sellschaft und legitimierte die politisch-ge-
sellschaftliche Ordnung über die Teilhabe
am zu erwartenden Wohlstand. An Teil-

habe und Mitgestaltung gesellschaftlicher
Strukturen war nach der Erfahrung des Na-
tionalsozialismus im Land der Täter und
Mitläufer in der von den Westmächten ver-
ordneten Demokratie vorerst nicht zu den-
ken. Die ökonomischen Probleme des Wie-
deraufbaus und die Gestaltung einer neuen
Wirtschaftsordnung hatten Priorität.

Auch die Bürger der DDR waren über-
wiegend über den ökonomischen Wohl-
stand bzw. über die Versprechungen öko-
nomischen Wohlstands in der Zukunft in-
tegriert. Die DDR nahm im Ostblock eine
führende ökonomische Stellung ein und
die ersten Fünfjahrespläne zielten darauf,
den Wohlstand der westdeutschen Gesell-
schaft zu überholen. Nach dem Zusammen-
bruch der realsozialistischen Ökonomie
und der Vereinigung von DDR und Bundes-
republik Deutschland erfolgte die Integra-
tion der Bürger der DDR in die Bundes-
republik abermals durch das Versprechen
»blühender Landschaften« und mithin ei-
nes ökonomischen Wohlstands für Alle.

So waren und sind die Herkunftsdeut-
schen weitgehend funktional integriert. Sie
sind – weil hier aufgewachsen – irgend-
wie integriert, mit der Gesellschaft, ihrer
Geschichte und irgendwelchen tradierten
Werten verwachsen. Die affektive Integra-
tion und die kollektive Identität gründen
auf implizit »immer« schon gegebenen
Werten und Normen, die aber zunehmend
an Bedeutung und Gültigkeit verlieren und
nicht reproduzierbar sind. Diese Integra-
tion durch passive Zustimmung und weit-
gehend ohne Teilhabe bleibt schwach. Eine
Krise der Ökonomie bedingt so eine Kri-
se der Integration und der eigenen Iden-
tität. Was folgt ist Politik- und Staatsver-
drossenheit, Rechtspopulismus und Des-
integration.

Die Integration von Migranten

Die Migrantinnen und Migranten in
Deutschland sind nur in den wenigsten
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Fällen in ein ihnen fremdes Land immi-
griert, weil sie ihre Kultur, Lebensweise und
ihre Normen, Werte und Glaubensüber-
zeugungen aufgeben wollten. Im Gegenteil,
in der großen Mehrzahl gehen Auswande-
rer in ein anderes Land,weil sie in ihrer Hei-
mat keine ökonomische Grundlage finden
oder weil sie politisch oder religiös in ihrem
Land diskriminiert oder verfolgt werden.
Sie suchen keine neue Kultur oder Lebens-
weise; sie suchen zumeist vielmehr ökono-
mische Bedingungen unter denen sie ihre
eigene Herkunftskultur und Lebensweise
verwirklichen können.

Obwohl die Migranten normalerweise
nicht nach Deutschland kommen, weil sie
die deutsche Kultur und Lebensweise mehr
schätzen als die eigene, unterliegt ihrer
Migration eine implizite Wertschätzung der
Kultur und Lebensweise des Einwande-
rungslandes. Die zugewanderten Migran-
ten gehen davon aus, dass sie im Einwande-
rungsland ihre Kultur, Religion oder ihre
politischen Überzeugungen praktizieren
können und ein wirtschaftliches Auskom-
men finden.

Seit den Erfahrungen der US-amerika-
nischen Einwanderungsgesellschaft ist be-
kannt, dass die affektive Integration der Ein-
wanderergeneration kaum möglich ist. Die
positive Identifikation mit einem anderen
sozialen, politischen und kulturellen Ge-
meinwesen stellt einen Wandel der eigenen
Identität dar, der ausgesprochen schwierig
ist. Bei der Einwanderergeneration muss
daher die erfolgreiche funktionale Integra-
tion in den Arbeitsmarkt und in die Sprach-
gemeinschaft als Integrationsziel gelten –
wenn der Arbeitsmarkt entsprechende Res-
sourcen anbietet. Eine weitergehende In-
tegration erfolgt dann erst bei folgenden
Generationen, die im Einwanderungsland
geboren sind. Diese Integration bedeutet
aber zugleich immer auch eine Entfrem-
dung der Kinder von ihren Eltern.

Wenn allerdings, wie gegenwärtig in
Deutschland, die zweite und dritte im Ein-
wanderungsland der Vorfahren geborene

Generation nicht in die deutsche Gesell-
schaft integriert ist und ihre Identität an
der Lebensweise und Kultur ihrer Eltern
und Großeltern ausbildet, dann läuft etwas
falsch im Einwanderungsland.

Religionen integrieren nicht

Sind die Möglichkeiten der Integration über
die Teilhabe am ökonomischen Wohlstand
verstellt, werden verstärkt Abgrenzungs-
identitäten gebildet. Das »Wir« wird ex-
plizit in Abgrenzung gegen das Andere in
Stellung gebracht.

Die Argumente der gegenwärtigen In-
tegrationsdebatte kreisen fast ausnahmslos
um religiöse Zugehörigkeiten.Zunächst ge-
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schieht dies nicht in Bezug auf unsere Wir-
Identität als Religionsgemeinschaft. Wir
leben in einer säkularen Gesellschaft. Reli-
giosität bildet nicht das Zentrum unseres
Wir-Gefühls, wir verstehen uns nicht im
Wesentlichen als Gemeinschaft der Chris-
ten. Erst die Benennung und Beschreibung
der Anderen, der Migranten, als Muslime,
wirkt auf unsere eigene Identität zurück. Es
folgt eine Gegenüberstellung – hier: jüdisch-
christlich aufgeklärte Kultur – da: musli-
misch traditionelle rückständige Kultur, die
zurückgeführt wird auf die Frontstellung:
Christentum – Islam. Die Probleme unter-
schiedlicher Lebensweisen und Kulturen
werden zu Problemen religiöser Glaubens-
systeme stilisiert. Diese Beschränkung der
Diskussion um die Integration von Migran-
ten auf die Religion provoziert einen nicht
lösbaren Konflikt.

Bei der Suche nach der eigenen west-/
ostdeutschen integrationsstiftenden Ge-
meinschaftsidentität oder der Leitkultur
wird die christlich-abendländische Tradi-
tion als Abgrenzungsideologie gegen den
Islam benutzt. Vertreter christlicher Reli-
gionen und Parteien vagabundieren zur
Zeit wie gebissene Wölfe im Schafspelz
durch die bundesdeutsche Öffentlichkeit
und bemühen sich, den Verlust der Bedeu-
tung der christlichen Kirchen durch neue
Feindbilder und religiöse Identitäten in der
Entgegensetzung zum Islam zu begrenzen.
Das ist politisch und gesellschaftlich ge-
fährlich.

Religionen taugen nicht für die In-
tegration anderer Kulturen. Weder die
christliche noch die islamische Religion
haben identitätsstiftende und integrative
Kraft in einem heterogenen Gemeinwesen.
Sie sind exklusiv – man gehört ihnen an
oder man gehört ihnen nicht an. Sie bin-
den nur nach innen und wirken daher nur
in homogenen Gemeinschaften integrativ,
nicht in heterogenen Gesellschaften. Das
belegt auch der Befund einer Studie der
Friedrich-Ebert-Stiftung, die nachweist,
dass Fremdenfeindlichkeit unter den Mit-

gliedern der christlichen Kirchen größer
ist, als unter Nicht-Mitgliedern.

Ein modernes, heterogenes und demo-
kratisches Gemeinwesen lässt sich nicht
durch überkommene Werte und Normen
von überkommenen religiösen Institutio-
nen integrieren. Deren teils intolerante,
hierarchische und antiquierte Werte und
deren nicht demokratische Geschichte hat
auch für die herkunftsdeutsche Bevölke-
rung kaum noch integrative Kraft. Die Lö-
sung kann nicht in einer Re-Christianisie-
rung oder einer Ent-Säkularisierung von
Staat und Gesellschaft liegen, sondern ge-
nau im Gegenteil. In einer säkularen Ge-
sellschaft gehört der Einfluss der Religio-
nen auf den Staat und seine Institutionen
reduziert. Eine moderne, plurale und de-
mokratische Gesellschaft braucht andere
Identitäten und andere Mittel der Integra-
tion als religiöse Glaubensbekenntnisse.

Wie ist Integration
möglich?

Weder für Herkunftsdeutsche, noch für
Zugewanderte ist Integration ein beab-
sichtigtes Handlungsziel. Mehr noch, In-
tegration ist durch das bloße Wollen Ein-
zelner nicht zu erreichen. Integration ist
vielmehr ein oftmals gewollter Neben-
effekt von Teilhabe, von gemeinsamen
Handlungen, die einem anderen, konkre-
ten Zweck dienen. Integration widerfährt
einem durch gemeinsames Tun, man kann
affektive Integration nicht erzeugen, man
kann nur Räume und Bedingungen dafür
schaffen.

Um Ost- wie West-Deutsche und Men-
schen mit Migrationshintergrund langfris-
tig und stabil in die bundesdeutsche Gesell-
schaft funktional und affektiv zu integrie-
ren, bedarf es einer gemeinsamen Selbst-
verständigung darüber, was wir sind oder
sein wollen. Möglicherweise liegt darin be-
reits ein wesentlicher Schritt der Integra-
tion: eine gemeinsame Verständigung in
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der Teilhabe aller in Deutschland leben-
den Menschen über die deutsche Identität.
Die gemeinsame Gestaltung einer für alle
gleichermaßen gültigen Verfassung nach
Grundgesetz Artikel 146 würde allen die
Gelegenheit zur Teilhabe und zur Identifi-
kation bieten – eine Chance, die wir nach
der Vereinigung der beiden deutschen Teil-
staaten verpasst haben und nicht nochmals
verpassen sollten.

Teilhabe darf nicht von der vorher-
gehenden Integration abhängig gemacht
werden, sondern Teilhabe muss im alltäg-
lichen Handeln Mittel der Integration wer-
den. Der Glaube einer Person darf kein
Ausschlussgrund für Teilhabe sein. Wir
sollten die Qualifikationen, die Fähigkei-
ten und Kompetenzen der Zugewanderten
nutzen und nicht ausgrenzen. Schon des-
halb, weil komplexe, heterogene Gesell-
schaften zur Lösung ihrer komplexen Prob-
leme auf die Kompetenzen, Qualifikatio-
nen und die Teilhabe aller ihrer Mitglieder,
gerade auch der aus anderen Kulturen, an-
gewiesen sind.

Die Lösung der Integrationsproblema-
tik kann nur in einer neuen partizipativen
Gestaltung unserer Gesellschaft liegen. Nur
wer die sozialen und gesellschaftlichen Le-
bensformen mitgestaltet, schätzt sie auch,
fühlt sich als Teil von ihnen, identifiziert
sich mit ihnen und ist integriert.

Gegenwärtig findet Teilhabe der Bürge-
rinnen und Bürger bei der konkreten poli-
tisch-gesellschaftlichen Gestaltung im We-
sentlichen nach den politischen Entschei-
dungsprozessen durch Protestinterventio-
nen statt, wie unter anderem in Stuttgart zu
beobachten ist. Institutionelle Teilhabe-
möglichkeiten im Planungs- und Gestal-
tungsprozess bestehen kaum. Gesellschaft-
liche Teilhabe kann sich keineswegs auf die
gegenwärtig oft beschriebenen – und häu-
fig zu Recht kritisierten – Verfahren der
Volksabstimmung beschränken. Vielmehr
braucht es institutionalisierte Beteiligungs-
möglichkeiten auf allen Ebenen gesell-
schaftlichen, politischen und verwaltungs-

technischen Handelns und Planens. Es
braucht institutionelle Verfahren, die Ent-
scheidungsprozesse prinzipiell unter der
Teilhabe von Bürgern ermöglichen und
diese Teilhabe als Rechte und Pflichten in
die Verfahrensabläufe vor der Entschlie-
ßung einbinden, wie dies beispielsweise im
»Leipziger Trialog« entwickelt wird, in dem
Bürgerbeteiligungen in die Verfahren der
Verwaltung verbindlich integriert werden
sollen.

In der Praxis vielfach erprobte Ver-
fahren stehen für institutionelle Bürger-
beteiligungen zur Verfügung: Bürgerver-
sammlungen, e-Partizipation, Planungszel-
len, Zukunftswerkstätten, Planspiele, Fokus-
gruppen, Runde Tische, Anwaltplanungen,
FishBowls, etc. Alle diese Verfahren bieten
unterschiedliche Qualitäten und Möglich-
keiten auf verschiedenen Entscheidungs-
ebenen. Die verbindliche, institutionelle
Einbindung solcher Verfahren erlaubt so
nicht nur die Teilhabe von Bürgern, son-
dern sie legitimiert die Ergebnisse der Ver-
fahren in der Bevölkerung deutlich nach-
haltiger als Entscheidungen politischer Re-
präsentanten und sie produzieren oftmals
bessere Ergebnisse.

Anfang Dezember 2010 wurde in Ber-
lin erstmals in einem Bundesland ein Ge-
setz zur Partizipation und Integration ver-
abschiedet, das eine stärkere Beteiligung
von Migrantinnen und Migranten in allen
öffentlichen Einrichtungen vorsieht. Na-
türlich kann kein Gesetz der Welt Integra-
tion erzwingen oder erzeugen.Aber es kann
Strukturen und Institutionen schaffen, Räu-
me für gesellschaftliche Partizipation be-
reitstellen, interkulturelle Öffnung beför-
dern und damit Integration auf dem Weg
der Teilhabe ermöglichen.

Verstehen wir also die Integrationsde-
batte als eine Chance für die deutsche, wie-
dervereinigte, heterogene Gesellschaft, sich
eine zeitadäquate, moderne, demokratische
institutionelle Struktur zu geben – und das
kann nur heißen: mehr Demokratie wagen,
mehr Teilhabe ermöglichen.
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